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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 28.
November 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r
das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Pflegegeld der Stufe I seit dem 1. MÃ¤rz 1998.

Der KlÃ¤ger ist 1981 geboren. Bis 1995 erhielt er Leistungen nach dem Berliner
Pflegegesetz (Stufe I). Mit EinfÃ¼hrung des Sozialgesetzbuches Elftes Buch â�� SGB
XI â�� gewÃ¤hrte ihm die Beklagte seit 1. April 1995 Pflegegeld der Stufe I
(Bescheid vom 26. Juni 1995), nachdem eine am 12. Mai 1995 erfolgte
Begutachtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung -MDK-
einen Pflegebedarf von mindestens 1,5 Stunden ergeben hatte.

Bei einer am 9. September 1997 auf Veranlassung der Beklagten erfolgten erneuten
Begutachtung vom MDK durch die Pflegefachkraft K wurden als
pflegebegrÃ¼ndende Diagnosen mentale Retardierung sowie Blasen- und
Darminkontinenz genannt. Der KlÃ¤ger habe in den Bereichen der Grundpflege
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einen Hilfebedarf von 25 Minuten sowie bei der hauswirtschaftlichen Versorgung
von 30 Minuten. Die Beklagte holte dazu eine Stellungnahme von Dr. K ein, die
1995 die Begutachtung des KlÃ¤gers durchgefÃ¼hrt hatte. Diese teilte mit, zum
damaligen Zeitpunkt habe grenzwertig die Pflegestufe I vorgelegen, weshalb sie
eine erneute Untersuchung nach zwei Jahren empfohlen habe. Bei der
Nachuntersuchung hÃ¤tten leichte Entwicklungsfortschritte festgestellt werden
kÃ¶nnen, so dass die Voraussetzungen fÃ¼r eine Pflegestufe jetzt eindeutig nicht
mehr gegeben seien.

Mit Bescheid vom 19. Januar 1998 hob die Beklagte die Bewilligung von
Pflegeleistungen mit Wirkung vom 1. Februar 1998 an auf. Nachdem der KlÃ¤ger
dagegen Widerspruch eingelegt hatte, teilte die Beklagte ihm mit, dieser sei
unzulÃ¤ssig, weil nicht rechtzeitig erhoben.

Am 18. MÃ¤rz 1998 stellte der KlÃ¤ger einen erneuten Antrag auf Pflegegeld.
Hilfebedarf bestehe bei der KÃ¶rperpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung.
Diesen Antrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 8. September 1998 ab. Im
dagegen gerichteten Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, er mÃ¼sse bei allen
Verrichtungen kontrolliert werden und sei auf UnterstÃ¼tzung angewiesen. Auf
Veranlassung der Beklagten erfolgte sodann eine erneute Begutachtung durch den
MDK (Gutachterinnen T und G) am 17. November 1998. In diesem Gutachten heiÃ�t
es, der KlÃ¤ger habe bei den gesetzlich definierten Verrichtungen einen leicht
erhÃ¶hten Hilfebedarf (13 Minuten Grundpflege, 30 Minuten hauswirtschaftliche
Versorgung).

Mit Widerspruchsbescheid vom 16. Juni 1999 wies die Widerspruchsstelle der
Beklagten den Widerspruch zurÃ¼ck. Der zeitliche Umfang des Hilfebedarfs
erfÃ¼lle nicht die gesetzlichen Voraussetzungen zur GewÃ¤hrung von Leistungen
aus der Pflegeversicherung.

Mit der dagegen am 16. Juli 1999 erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger geltend
gemacht, sein Krankheitsbild habe sich seit der Einstellung der
PflegegeldgewÃ¤hrung verschlimmert. Er sei weiterhin auf Pflege angewiesen und
mÃ¼sse bei allen Verrichtungen beaufsichtigt werden. Er benÃ¶tige Hilfe beim
Anziehen, denn er kÃ¶nne weder KnÃ¶pfe schlieÃ�en noch Schleifen binden. Auch
das Schneiden der Nahrung sei ihm schon zur Vermeidung von Schnittverletzungen
nicht mÃ¶glich. Er kÃ¶nne sich nur bedingt selbstÃ¤ndig beschÃ¤ftigen und sei, da
er nicht Lesen und Schreiben kÃ¶nne, auf stÃ¤ndige UnterstÃ¼tzung angewiesen.
Zudem nÃ¤sse und kote er gelegentlich nÃ¤chtens ein. Der Pflegeaufwand betrage
mehr als 14 Stunden in der Woche.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz -SGG- hat das
Sozialgericht den Arzt fÃ¼r Psychiatrie Prof. Dr. Z zum SachverstÃ¤ndigen ernannt.
In seinem Gutachten vom 3. MÃ¤rz 2002 stellte er die Diagnosen leichte
Intelligenzminderung, VerhaltensauffÃ¤lligkeiten (infantiles Verhalten), mÃ¤Ã�ige
psychomotorische Retardierung, sowie Dysdiadochokinese und Dysmetrie. Er
gelangte zu der EinschÃ¤tzung, der regelmÃ¤Ã�ige Hilfebedarf des KlÃ¤gers
betrage in den Bereichen der Grundpflege 22,5 Minuten (KÃ¶rperpflege 14,5,
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ErnÃ¤hrung 3, MobilitÃ¤t 5 Minuten) sowie bei der hauswirtschaftlichen Versorgung
geschÃ¤tzte 60 Minuten. In der Grundpflege benÃ¶tige der KlÃ¤ger UnterstÃ¼tzung
oder Teilhilfe in allen Bereichen. Die Notwendigkeit einer allgemeinen
Beaufsichtigung und BeschÃ¤ftigung sei festzustellen. Der ermittelte Pflegebedarf
bestehe ohne erhebliche VerÃ¤nderungen seit 1998. In dem im Mai 1995 vom MDK
erstellten Gutachten werde ein retrospektiv nachvollziehbarer Zustand des damals
14jÃ¤hrigen KlÃ¤gers beschrieben.

Mit Urteil vom 28. November 2002 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen.
Nach dem Ergebnis der Begutachtung liege ein erheblicher Pflegebedarf nicht vor.

Gegen das ihm am 27. Januar 2003 zugestellte Urteil wendet sich der KlÃ¤ger mit
der am 24. Februar 2003 eingelegten Berufung. Zu deren BegrÃ¼ndung macht er
geltend, der Gutachter Z habe sein Krankheitsbild erheblich unterschÃ¤tzt und die
Schwerbehinderung (GdB 80) nicht berÃ¼cksichtigt. Es liege keine leichte, sondern
eine schwere Intelligenzminderung mit erheblichen EinschrÃ¤nkungen der
HandlungsfÃ¤higkeit vor. Ohne fremde Hilfe sei er handlungsunfÃ¤hig und auf eine
stationÃ¤re Krankenhausbehandlung in einer psychiatrischen Klinik angewiesen, da
er stÃ¤ndig betreut und beaufsichtigt werden mÃ¼sse. Allein auf die KÃ¶rperpflege
entfalle ein tÃ¤glicher Aufwand von 30 Minuten und fÃ¼r das Rasieren seien
darÃ¼ber hinaus nochmals mehr als 15 Minuten zu berÃ¼cksichtigen. FÃ¼r die
Darm- und Blasenentleerung seien 20 Minuten Hilfe nÃ¶tig. Da er bei der
Nahrungsaufnahme zum Kleckern neige, sei intensive Anleitung im Umfang von 20
bis 30 Minuten tÃ¤glich erforderlich. Der Hilfebedarf fÃ¼r das
Aufstehen/Zubettgehen betrage ebenso wie fÃ¼r das An- und Auskleiden 15 bis 20
Minuten. FÃ¼r das Gehen seien 30 Minuten zu berÃ¼cksichtigen, da er im Freien
beaufsichtigt werden mÃ¼sse. FÃ¼r das Verlassen der Wohnung (Treppensteigen)
benÃ¶tige er ebenfalls 15 bis 20 Minuten Hilfe. Auch fÃ¼r die hauswirtschaftliche
Versorgung habe der Gutachter einen zu geringen Zeitbedarf ermittelt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 28. November 2002 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 8. September 1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.
Juni 1999 aufzuheben und diese zu verurteilen, ihm Pflegegeld der Pflegestufe I vom
1. MÃ¤rz 1998 an zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf ihre SchriftsÃ¤tze Bezug
genommen. Die den KlÃ¤ger betreffenden Verwaltungsakten der Beklagten und die
Prozessakten des Sozialgerichts Berlin zum Az.: haben vorgelegen und sind
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, aber nicht
begrÃ¼ndet. Mit dem angefochtenen Urteil ist die Klage zu Recht abgewiesen
worden, denn der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Pflegegeld der Pflegestufe I seit
dem 1. MÃ¤rz 1998.

GemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Elftes Buch -SGB XI- setzt der Anspruch
auf Pflegegeld PflegebedÃ¼rftigkeit voraus. Nach Â§ 14 Abs. 1 SGB XI sind
pflegebedÃ¼rftig im Sinne dieses Gesetzes Personen, die wegen einer
kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung fÃ¼r die
gewÃ¶hnlichen und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen im Laufe des
tÃ¤glichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich fÃ¼r mindestens sechs Monate, in
erheblichem oder hÃ¶herem MaÃ�e (Â§ 15) der Hilfe bedÃ¼rfen. GemÃ¤Ã� Â§ 14
Abs. 3 SGB XI besteht die Hilfe im Sinne des Abs. 1 in der UnterstÃ¼tzung, in der
teilweisen oder vollstÃ¤ndigen Ã�bernahme der Verrichtungen im Ablauf des
tÃ¤glichen Lebens oder in Beaufsichtigung oder Anleitung mit dem Ziel der
eigenstÃ¤ndigen Ã�bernahme dieser Verrichtungen. Nach Abs. 4 dieser Vorschrift
sind gewÃ¶hnliche und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrende Verrichtungen im Sinne des
Abs. 1

1. im Bereich der KÃ¶rperpflege das Waschen, Duschen, Baden, die Zahnpflege, das
KÃ¤mmen, Rasieren, die Darm- und Blasenentleerung,

2. im Bereich der ErnÃ¤hrung das mundgerechte Zubereiten oder die Aufnahme der
Nahrung,

3. im Bereich der MobilitÃ¤t das selbstÃ¤ndige Aufstehen und Zubettgehen, An- und
Auskleiden, Gehen, Stehen, Treppensteigen oder das Verlassen und
Wiederaufsuchen der Wohnung,

4. im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung das Einkaufen, Kochen, Reinigen
der Wohnung, SpÃ¼len, Wechseln und Waschen der WÃ¤sche und Kleidung oder
das Beheizen.

Nach Â§ 15 Abs. 1 SGB XI sind fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen nach diesem
Gesetz pflegebedÃ¼rftige Personen im Sinne des Â§ 14 einer von drei gesetzlich
nÃ¤her umschriebenen Pflegestufen zuzuordnen. Voraussetzung fÃ¼r die
Zuordnung zur niedrigsten Pflegestufe I (erheblich PflegebedÃ¼rftige) ist, dass die
Person bei der KÃ¶rperpflege, der ErnÃ¤hrung oder der MobilitÃ¤t fÃ¼r wenigstens
zwei Verrichtungen aus einem oder mehreren Bereichen mindestens einmal
tÃ¤glich der Hilfe bedarf und zusÃ¤tzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der
Hauswirtschaftsversorgung benÃ¶tigt (Â§ 15). Der Zeitaufwand, den ein
FamilienangehÃ¶riger oder eine andere nicht als Pflegekraft ausgebildete
Pflegeperson fÃ¼r die erforderlichen Leistungen der Grundpflege und
hauswirtschaftlichen Versorgung benÃ¶tigt, muss gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 3 SGB XI (in
der Fassung des Ersten SGB XI -Ã�nderungsgesetzes vom 14. Juni 1996 -BGBl. I S.
830) tÃ¤glich im Wochendurchschnitt in der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten
betragen, wobei auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten entfallen mÃ¼ssen. Bei
Kindern ist der zusÃ¤tzliche Hilfebedarf gegenÃ¼ber einem gesunden gleichaltrigen
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Kind maÃ�gebend.

Die vorgenannten gesetzlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt der KlÃ¤ger bereits
deshalb nicht, weil der zu berÃ¼cksichtigende Pflegebedarf in der Grundspflege
nicht mindestens 46 Minuten betrÃ¤gt. Es konnte deshalb im Ergebnis offen
bleiben, in welchem Umfang Pflegebedarf im hauswirtschaftlichen Bereich anfÃ¤llt.

Der Senat stÃ¼tzt seine Ã�berzeugung auf das Ergebnis der im
Verwaltungsverfahren erstellten MDK-Gutachten vom 9. September 1997 und 17.
November 1998, in denen Ã¼bereinstimmend ein Grundpflegebedarf von deutlich
weniger als 46 Minuten ermittelt worden ist. Diese Gutachten werden zudem von
dem auf Antrag des KlÃ¤gers im sozialgerichtlichen Verfahren eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten von Prof. Dr. Z bestÃ¤tigt, denn auch nach dessen
EinschÃ¤tzung erreicht der tÃ¤gliche Grundpflegebedarf des KlÃ¤gers nur 22,5
Minuten und damit weniger als die HÃ¤lfte der fÃ¼r die Pflegestufe I erforderlichen
Hilfe.

Die gegen dieses Gutachten vorgebrachten Einwendungen vermÃ¶gen nicht zu
Ã¼berzeugen.

FÃ¼r die Zuordnung einer Pflegestufe kommt es nicht entscheidend darauf an, dass
der KlÃ¤ger als Schwerbehinderter mit einem GdB von 80 anerkannt ist. Denn die
Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft nach
dem Schwerbehindertengesetz bzw. dem Sozialgesetzbuch Neuntes Buch â�� SGB
IX â�� weichen von den Voraussetzungen ab, die in den Â§Â§ 14, 15 SGB XI fÃ¼r
die Feststellung von PflegebedÃ¼rftigkeit und die Zuordnung zu den Pflegestufen
aufgestellt worden sind. Aus einer Schwerbehinderung folgt mithin nicht notwendig
eine erhebliche PflegebedÃ¼rftigkeit (vgl. Bundessozialgericht -BSG- SozR 3-3300
Â§ 14 Nr. 9).

Da fÃ¼r die Ermittlung des Pflegebedarfs allein auf die FÃ¤higkeit abzustellen ist,
die gesetzlich genannten Verrichtungen durchfÃ¼hren zu kÃ¶nnen, ist der Grad
einer Intelligenzminderung nur insoweit von Bedeutung. Allein eine bestimmte
Diagnose rechtfertigt noch nicht die Zuerkennung einer Pflegestufe, sondern
entscheidend sind die aufgrund einer Erkrankung/Behinderung festgestellten
FunktionseinschrÃ¤nkungen in Bezug auf die Verrichtungen nach Â§ 14 Abs. 4 SGB
XI. Zur DurchfÃ¼hrung dieser im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens gewÃ¶hnlichen und
regelmÃ¤Ã�ig widerkehrenden und damit geistig einfach zu beherrschenden
Verrichtungen ist die Intelligenz des KlÃ¤gers aber â�� wie sich aus allen Gutachten
ableiten lÃ¤sst â�� nicht so sehr gemindert, dass allein deshalb eine erhebliche
PflegebedÃ¼rftigkeit bestÃ¼nde. Aus dem MDK-Gutachten vom 17. November
1998 ist zu entnehmen, dass der KlÃ¤ger in der Lage war, Namen, Alter, Adresse
und Wochentage zu benennen und dass er allen Aufforderungen bereitwillig
nachkam. Es wurde festgestellt, dass er ohne Begleitung bekannte Wege
selbstÃ¤ndig bewÃ¤ltigen konnte und in der Lage war, WÃ¼nsche zu Ã¤uÃ�ern, zu
telefonieren, um Hilfe zu rufen sowie sich Kleidung allein rauszulegen. Auch sehr
einfache Rechenaufgaben konnte er bewÃ¤ltigen. Aus diesen Angaben lÃ¤sst sich
entnehmen, dass die Intelligenzminderung nicht so schwerwiegend ist, dass der
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KlÃ¤ger nicht Ã¼ber die geistigen FÃ¤higkeiten zur weitgehend selbstÃ¤ndigen
DurchfÃ¼hrung der zur Grundpflege zÃ¤hlenden Verrichtungen verfÃ¼gt.
Unerheblich ist hingegen nach den gesetzlichen Vorgaben die Notwendigkeit einer
allgemeinen Betreuung und Beaufsichtigung (rund um die Uhr). Denn das Gesetz
bietet keine Grundlage fÃ¼r die BerÃ¼cksichtigung eines Hilfebedarfs in Form einer
stÃ¤ndigen Anwesenheit und Aufsicht einer Pflegeperson zur Vermeidung einer
mÃ¶glichen Selbst- oder FremdgefÃ¤hrdung eines geistig Behinderten (vgl. BSG 
SozR 3-3300 Â§ 14 Nr. 8). Wie bereits ausgefÃ¼hrt, ist zur Beurteilung des
Pflegebedarfs allein auf die in Â§ 14 Abs. 4 SGB XI genannten Verrichtungen
abzustellen. Die Pflegeversicherung ist vom Gesetzgeber nicht auf die lÃ¼ckenlose
Erfassung jeglichen Pflegebedarfs ausgerichtet worden.

Nach den gutachterlichen Feststellungen benÃ¶tigt der KlÃ¤ger im Bereich der
KÃ¶rperpflege im Wesentlichen nur Anleitungen und Aufforderungen (Impulsgaben),
ist aber aufgrund seiner kÃ¶rperlichen FÃ¤higkeiten grundsÃ¤tzlich in der Lage,
diese Verrichtungen durchzufÃ¼hren. Bei dieser Sachlage ist nicht nachvollziehbar,
wieso der Pflegebedarf mehr als 45 Minuten tÃ¤glich betragen soll, wobei aufgrund
des geringen von den Gutachtern ermittelten Hilfebedarfs im Ergebnis offen bleiben
kann, ob beispielsweise fÃ¼r das Rasieren ein geringfÃ¼gig hÃ¶herer Pflegebedarf
zu berÃ¼cksichtigen ist. Zwar ist auch der Zeitaufwand fÃ¼r eine aktivierende
Pflege (Anleitung zum Erlernen der eigenstÃ¤ndigen DurchfÃ¼hrung einer
Verrichtung) zu berÃ¼cksichtigen, es ist aber zu beachten, dass eine Anleitung
nicht regelmÃ¤Ã�ig erforderlich ist. Abwegig wÃ¤re es beispielsweise anzunehmen,
dass bei der mehrmals tÃ¤glich stattfindenden Zahnpflege jedes Mal eine
ausfÃ¼hrliche Anleitung erforderlich ist und gegeben wird. Soweit bei vielen
Verrichtungen â�� insbesondere bei der Nahrungsaufnahme â�� eine umfangreiche
Beaufsichtigung erforderlich sein sollte, steht der BerÃ¼cksichtigung des darauf
entfallenden gesamten Hilfebedarfs bereits entgegen, dass die Kontrolle/Aufsicht
die Pflegeperson regelmÃ¤Ã�ig zeitlich und Ã¶rtlich nicht derart bindet, dass
daneben nicht Gelegenheit verbliebe, andere Dinge zu tun (vgl. BSG B 3 P 1/97 R).
Hinsichtlich der Nahrungsaufnahme trifft dies schon deshalb zu, weil Mahlzeiten
regelmÃ¤Ã�ig im Familienverbund eingenommen werden. Da der Hilfebedarf fÃ¼r
das Aufstehen und Zubettgehen sowie fÃ¼r das An- und Auskleiden sich nach den
nachvollziehbaren gutachterlichen Feststellungen im Wesentlichen auf Kontrolle
und Aufsicht beschrÃ¤nkt, kann aufgrund der vorgenannten ErwÃ¤gungen der vom
KlÃ¤ger dafÃ¼r geltend gemachte Bedarf von jeweils 15 bis 20 Minuten nicht
anerkannt werden.

Soweit ein Hilfebedarf von 2 Minuten ermittelt wurde, weil der KlÃ¤ger gelegentlich
einkotet, ist dies nicht zu beanstanden. Es ist zwar nachvollziehbar, dass das
Beseitigen der Verunreinigung deutlich mehr Zeit in Anspruch nimmt, es ist
hinsichtlich des ermittelten Pflegebedarfs aber zu berÃ¼cksichtigen, dass es sich
dabei um die durchschnittlich am Tag erforderliche Hilfe handelt. Kommt es
wÃ¶chentlich nur einmal zum Einkoten, wurde dafÃ¼r dementsprechend ein
Hilfebedarf von 14 Minuten zugrunde gelegt.

Der fÃ¼r das Treppensteigen geltend gemachte Hilfebedarf kann nicht
berÃ¼cksichtigt werden, denn aus den Gutachten ist ersichtlich, dass der KlÃ¤ger
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dazu selbstÃ¤ndig in der Lage ist. Auch fÃ¼r das Gehen fÃ¤llt kein weiterer
Hilfebedarf an. Soweit vorgetragen wird, der KlÃ¤ger mÃ¼sse bei der Bewegung im
Freien beaufsichtigt werden, ist dies schon deshalb unbeachtlich, weil â�� wie
bereits dargelegt wurde â�� der Zeitbedarf fÃ¼r eine allgemeine Beaufsichtigung
nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 01.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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